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Protokoll

Die Kantonsratssitzung am
Montag findet coronabedingt in
der Mehrzweckhalle Waldstatt
statt. Kantonsratspräsidentin
Claudia Frischknecht begrüsste
58 Mitglieder. Entschuldigt ha-
ben sich Susann Metzger (PU/
Heiden), Pascale Sigg-Bischof
(FDP/Teufen), Oliver Schmid
(FDP/Teufen), Iwan Schnyder
(FDP/Urnäsch), Markus Bröni-
mann (FDP/Herisau), Roland
Fischer (FDP/Speicher) und
Christa Gerber (SP/Herisau).

Kinderbetreuungsgesetz (Ki-
beG); 1. Lesung: 53 Räte sagen
Ja zum Kinderbetreuungsgesetz,
dazu gab es drei Nein-Stimmen
sowie eine Enthaltung.

Kantonsrat, Auswärtssitzun-
gen aufgrund von Covid-19;
Nachtragskredit 1. Halbjahr
2022;Genehmigung:Der Kre-
dit in Höhe von 100 000 Fran-
ken wird genehmigt.

Interpellation der FDP-Frak-
tion, Schwelleneffekte und
negative Erwerbsanreize in
der Sozialhilfe (Sozialbericht
2021): Regierungsrat Yves Noël
Balmer beantworten die Inter-
pellation der FDP zum Thema
Schwelleneffekte und negative
Erwerbsanreize in der Sozialhil-
fe.

Gesetz über die Härtefall-
massnahmen für Unterneh-
men im Zusammenhang mit
derCovid-19-Epidemie;2.Le-
sung:Die Anpassungen im Här-
tefallgesetz sind unbestritten
und werden einstimmig ange-
nommen.

Kantonale Volksinitiative
«Starke Ausserrhoder Ge-
meinden»,2.Lesung,Gegen-
vorschlag der Regierung, 1.
Lesung:Der Rat spricht sich für
den Gegenvorschlag mit vier
Gemeinden aus. Angenommen
wird zudem ein Eventualantrag
der FDP.

Kanton muss die Hälfte der Kosten tragen
Das Ausserrhoder Parlament stimmt dem Kinderbetreuungsgesetz deutlich zu, nimmt dennoch wichtige Änderungen vor.

MeaMcGhee

Schon in den Eintretensvoten
hatten sich am Montag alle
Fraktionen, jene der SVP mit
einer knappen Mehrheit, für das
Kinderbetreuungsgesetz (Ki-
beG) ausgesprochen. In der
Schlussabstimmung befürwor-
teten die Kantonsrätinnen und
Kantonsräte das Gesetz in erster
Lesung schliesslich mit deutli-
chem Mehr: 53 Räte sagten Ja,
dazu gab es drei Nein-Stimmen
sowie eine Enthaltung. Damit
war das Gesetz als Ganzes unbe-
stritten.

Werbefiehlt,
soll zahlen
EinigePunktewurden jedoch in-
tensiv diskutiert. Insbesondere
bei der Aufteilung der Kosten
zwischen Kanton und Gemein-
den gingen die Meinungen aus-
einander. Der Regierungsrat
schlug vor, dass der Kanton
einen Viertel der Subventions-
beiträge übernehmen soll und
die Gemeinden 75 Prozent. Die

vorberatende Kommission Ge-
sundheit und Soziales (KGS)
hatte beantragt, 46 Prozent
durch Kantons- und 54 Prozent
durch Gemeindebeiträge zu
leisten. Dabei würde sich der
Kostenteiler nach dem Verhält-
nis der Steuerfüsse von Kanton
und Gemeinden ausrichten, so
Kommissionspräsidentin And-
rea Zeller (PU/Lutzenberg). Die
FDP-Fraktion wiederum bean-
tragte, die Kosten je hälftig auf-
zuteilen. Andreas Welz, (FDP/
Trogen), argumentierte: «Es
geht nicht, dass der Kanton das
Gesetz macht und die Gemein-
den ohne Mitspracherecht die
grosse Last tragen sollen.»

Und der parteiunabhängige
Alfred Wirz (Urnäsch) sagte,
man solle sich beim Kostenteiler
nicht auf die Steuerfüsse abstüt-
zen, da diese starke Bewegun-
gen aufweisen könnten. Für den
Antrag der FDP stimmten 45
Kantonsräte, 7 Stimmen gab es
für die Variante der Kommission
und nur deren 4 für jene im Ge-
setzesentwurf.

Unterschiedliche Ansichten gab
es auch bei der Frage, ob Erzie-
hungsberechtigte finanzielle
Unterstützungerhalten,wennsie
eine ausserkantonale Kinderbe-
treuung in Anspruch nehmen.
Der Regierungsrat möchte nur
Beiträge für die Betreuung in In-
stitutionen im Kanton sprechen.
So lasse sichdieBetreuungsqua-
lität überprüfen und die Betreu-
ungsstruktur im Kanton werde
gestärkt, begründete Yves Noël
Balmer, Vorsteher des Departe-
mentesGesundheitundSoziales.

Vereinbarkeit vonFamilie
undBeruf fördern
Die Kommission Gesundheit
und Soziales beantragte, auch
der Besuch einer ausserkanto-
nalen Kita solle finanziell unter-
stützt werden. Keine Beiträge
soll es für die Betreuung in einer
ausserkantonalen Tagesfamilie
geben. Die Qualitätskontrolle
wäre hier sehr aufwendig, da es
hierfür in den umliegenden
Kantonen keine einheitlichen
Kriterien gebe. 93 Prozent der

Kantonsräte sprachen sich für
den Antrag der KGS aus.

Mit dem Kinderbetreuungs-
gesetz möchte der Regierungs-

rat die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Berufstätigkeit fördern
und den Veränderungen in Ge-
sellschaft und Wirtschaft ange-
messen Rechnung tragen. Bis-
her war es in Ausserrhoden den
Gemeinden überlassen, ob und
in welchem Rahmen sie fami-
lienergänzende Betreuung
unterstützen. Künftig sollen be-
rufstätige Erziehungsberechtig-
te mit einem Einkommen bis
100000 Franken finanzielle
Unterstützung erhalten, wenn
sie ihre Kinder ausserfamiliär
betreuen lassen. Zu Anwendung
kommen soll eine subjektbezo-
gene Finanzierung. Das bedeu-
tet, dass die öffentliche Hand
einen Teil der Betreuungskosten
jedes Kindes übernimmt, unab-
hängig davon, ob es eine Kita
oder eine anerkannte Tagesfa-
milie besucht.

AuchWirtschaftsbetriebe
gefordert
Bis zu welchem Einkommen El-
tern von Subventionen profitie-
ren können, wurde im Kantons-

rat diskutiert. «Aus volkswirt-
schaftlicher Sicht wäre es
wichtig, Anreize zu setzen, da-
mit sich Arbeit auch für gut aus-
gebildete Frauen in wertschöp-
fungsstarken Berufen mit mitt-
lerem bis hohem Einkommen
lohnt», sagte Matthias Tisch-
hauser (FDP/Gais). Der Regie-
rungsrat sei nicht bereit, den Fi-
nanzierungstopf weiter zu öff-
nen, so Yves Noël Balmer.
Diesen Punkt nahm Urs Alder
(FDP/Teufen)auf.DerPräsident
des Ausserrhoder Industriever-
bandssagte,dieWirtschaftmüs-
seauch ihrenBeitrag leisten.Be-
triebe sollten insbesondere mit
BeiträgenanElternmithöherem
Einkommen dazu beitragen,
dass auch gut Ausgebildete im
Berufsleben bleiben, wenn ihre
Kinder noch klein sind.

Regierungsrat Balmer nahm
dieses Votum seitens der Wirt-
schaft erfreut zur Kenntnis und
sagte: «Es wäre schön, diese
Unterstützung käme zum Flie-
gen, ohne dass es eine gesetzli-
che Regelung braucht.»

«Esgehtnicht,
dassderKantondas
Gesetzmachtund
dieGemeindenohne
Mitspracherecht
diegrosseLast
tragensollen.»

AndreasWelz
FDP-Kantonsrat, Trogen

Kantonsrat für Radikallösung
Eine Mehrheit spricht sich für den Vorschlag mit vier Gemeinden aus. Das Volk soll über den Fusionsprozess befinden.

Jesko Calderara

Zwangsheirat, Liebesheirat oder
doch eher Vernunftheirat? Im
Kantonsrat war am Montag bei
der Beratung des Gegenvor-
schlags zur Initiative «Starke
Ausserrhoder Gemeinden» um-
stritten,welcherWegzurGestal-
tung der künftigen Gemeinde-
strukturen der beste ist. Sprich:
Sollen Fusionen eher von unten
kommen oder braucht es den
Anstoss von oben?

Eine Mehrheit des Rates
sprach sich für den Radikalvor-
schlag aus, den auch die Regie-
rung bevorzugt. Demnach wür-
de Ausserrhoden künftig nur
noch aus vier Gemeinden be-
stehen. Diese könnten beispiels-
weise Hinterland, Mittelland,
Vorderland und Herisau heis-
sen. Die Initiative «Starke Aus-
serrhoder Gemeinden» verlangt
demgegenüber lediglich die
Streichung der Gemeindena-
men aus der Kantonsverfas-
sung. Sie hat zum Ziel, die not-
wendige Handlungsfreiheit für
zeitgemässe Gemeindestruktu-
ren zu schaffen. In der 1. Lesung
wurde das Volksbegehren we-
gen einige Mängeln an den Re-
gierungsrat zurückgewiesen,
mit dem Auftrag, einen Gegen-
vorschlag auszuarbeiten.

Antrag fürdreibis sechs
Gemeindenwirdabgelehnt
Um die IG Starkes AR zum
Rückzug ihrer Initiative zu be-
wegen, stellte Patrick Kessler
(Teufen) am Montag in der
Mehrzweckanlage Waldstatt im
Namen der FDP-Fraktion einen
Eventualantrag. Dieser sieht
vor, dass die Gemeindenamen
aus der Verfassung gestrichen
werden. Zudem würden Bestan-
des-undGebietsänderungendie
Zustimmung der betroffenen

Gemeinden benötigen. Damit
nahmen die Freisinnigen das
Anliegen der kürzlich einge-
reichten Initiative «Selbstbe-
stimmte Ausserrhoder Gemein-
den» auf. «Das Ziel muss es
sein, den Bürgerinnen und Bür-
gern zwei stimmige und recht-
lich korrekte Vorlagen vorzule-
gen», sagte Kessler. Dabei soll
eineVorlageFusionenvonunten
anstreben und eine von oben.
Kessler setzte sich mit seinem
Eventualantrag durch.

Nach längeren Diskussionen
abgelehnt wurde hingegen ein
Antrag von Katrin Alder. Die
Herisauer FDP-Kantonsrätin
wollte das Feld öffnen und
schlug im Hinblickauf die Volks-
diskussionen eine Variante mit

drei bis sechs Gemeinden vor.
Mehrere Kantonsratsmitglieder
warnten jedoch davor, dass da-
mit zu viel Unklarheit bestehen
würde. Dies traf auch auf den
Antrag von Marc Wäspi zu. Der
Herisauer PU-Kantonsrat wollte
einen Schritt weiter als der Re-
gierungsrat gehen. Gemäss sei-
ner Idee würde Ausserrhoden
nur noch aus drei Gemeinden
bestehen, Herisau wäre Teil des
Hinterlands.

KritischeStimmen
zurVorgehensweise
In der Debatte wiesen mehrere
Redner auf den Handlungsbe-
darf hin. Für Regierungsrat
Hansueli Reutegger ist dieser
bereits heute offensichtlich. So

hätten vor allem kleinere Ge-
meinden Mühe, Exekutivämter
und offenen Stellen in der Ver-
waltung zu besetzen. Das Miliz-
system kommt nach Ansicht der
Regierung immer mehr an seine
Grenzen. Der Druck werde in
den nächsten fünf bis acht Jah-
ren zunehmen, warnte der Vor-
steher des Departement Inneres
und Sicherheit.

Sein Fazit ist klar: «Es ist
Zeit, um über die künftigen Aus-
serrhoder Strukturen nachzu-
denken.» Es handle sich aller-
dings um eine komplexe und
emotionale Frage. «Die Regie-
rung will aber nur Verwaltungen
zusammenlegen und keinen
Turnverein Vorderland schaf-
fen», betonte Reutegger.

Auch eine Mehrheit der SVP-
Fraktion zeigte sich offen für Fu-
sionen, wenn «das Volk dies
will», wie Urs Freund (Bühler)
sagte. Für die Mitte-Fraktion
braucht es gemäss Balz Rup-
recht (Herisau) beim regie-
rungsrätlichen Vorschlag noch
Klarheit zu einzelnen Fragen,
etwa zu jener des Wahlsystems.
Für die SP-Fraktion wiederum
sind 20 Gemeinden zu viel. Die
Gemeindestrukturen müssten
weiterentwickelt werden, zumal
die letzten zehn Jahre in dieser
Frage keine Bewegung gewesen
sei, sagte Judith Egger (Spei-
cher).

Es gab im Kantonsrat jedoch
auch kritische Stimmen zum
4er-Modell und insbesondere
zur Vorgehensweise. Fusionen
könnten nur gelingen, wenn sie
von unten kämen, sagte bei-
spielsweise Walter Raschle
(SVP/Schwellbrunn). Alfred
Wirz (PU/Urnäsch) wiederum
warnte davor, dass Herisau alle
anderen Gemeinden überstim-
men könnte. Auch FDP-Kan-
tonsrat Marcel Walker (Stein)
kann dem Vorschlag nichts Gu-
tes abgewinnen. Er bezeichnete
diesen als «destruktiv» und «ra-
dikal». «Es kann nicht sein, dass
Gemeinden zu einer Lösung ge-
zwungen werden für ein Pro-
blem, dass sie gar nicht haben.»

Vorlagegehtnun
indieVolksdiskussion
In der Schlussabstimmung wur-
de der Gegenvorschlag mitsamt
dem Eventualantrag mit 47 Ja-
und 6 Nein-Stimmen, bei einer
Enthaltung, angenommen. Die
Vorlage geht nun zusammen mit
der Initiative «Starke Ausser-
rhoder Gemeinden» in die
Volksdiskussion. Im Herbst ist
dann die 3. Lesung im Kantons-
rat geplant.

Da letzte Wort zur Fusionsvorlage haben die Stimmberechtigten im Frühjahr 2023. Bild: Toni Küng


